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Rechtssatz

Bei der gemäß § 7 Abs. 1 Z 4 lit. b erster Satz in Verbindung mit § 14 Abs. 2 K9G 1999 vorzunehmenden

Gefährdungsprüfung handelt es sich um eine Prognoseentscheidung, die auf Grund ausreichender

Sachverhaltsermittlungen zu tre;en ist. Dazu bedarf es nicht nur der Feststellung, welche Einnahmen auf der

bestehenden Linie tatsächlich erzielt werden, sondern insbesondere auch konkreter Feststellungen dazu, welche

Einnahmen für eine wirtschaftliche Betriebsführung dieser Linie erforderlich sind. Soweit dazu Daten erforderlich sind,

die (jedenfalls zum Teil) nur dem betro;enen Kraftfahrunternehmen bekannt sind, sind diese Daten vom

Kraftfahrunternehmen im Rahmen der besonderen Mitwirkungsp9icht nach (nunmehr) § 14 Abs. 4 K9G 1999 zu liefern

(vgl. etwa VwGH 12.9.2006, 2005/03/0096, unter Hinweis auf VwGH 8.9.2004, 2002/03/0242).
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